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“Disclosure helps – but is not a panacea”
Zu rechtlichen Rahmenbedingungen medizinischer Forschung und Bildung in der Schweiz

Hanspeter Kuhn, Fürsprecher, stv. Generalsekretär FMH

Zusammenfassung

Die Ärzte und Spitäler können von sich aus mehr
Transparenz einführen. Transparenz ist gut, löst
aber nicht alle Probleme. Entscheidend ist letzt-
lich die Frage, wer was bezahlen soll. Hier sind
Gesellschaft und Gesetzgeber gefragt: Wenn
die Medizin tatsächlich industrieunabhängiger
werden soll, müssen Bestimmungen im Univer-
sitätsförderungsgesetz, im KVG und den anderen
Sozialversicherungsgesetzen, im Heilmittelrecht,
im Patentgesetz, aber auch im Personalrecht –
also vor allem in den kantonalen Spital- und
Universitätsgesetzen – kritisch überprüft und ge-
gebenenfalls geändert werden. Schliesslich sind
auch Tarifstrukturen und Tarifverträge an die
neuen Ziele anzupassen.

Einleitung

Seit einigen Monaten wird in der Schweiz
auch in der Öffentlichkeit diskutiert, wie die
Beziehungen zwischen Spitälern, Ärzten und
der Pharmazeutischen und Medizinprodukte-
industrie gestaltet werden können und sollen.
Eine Kommission der SAMW ist seit Ende 2001
daran, einen Richtlinienvorschlag zu erarbeiten.
Im Frühjahr 2001 hat eine Subkommission der
Qualitätssicherungskommission der Schweiz.
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
eine erste Empfehlung zum Umgang mit dem
revidierten Schweizer Korruptionsstrafrecht pu-
bliziert.1 In der heutigen Ausgabe folgt von den-
selben Autoren ein Diskussionsbeitrag zur Fi-
nanzierung von Fortbildung und Kongressen.2

Und Prof. Dr. iur. Mark Pieth, einer der Schöpfer
des revidierten Korruptionsstrafrechts in der
Schweiz, wird in einer späteren Ausgabe die
Bestimmungen «seines» Gesetzes erläutern und
die Regelungen im Heilmittelgesetz und im KVG
streifen.3

Die Diskussion in der seit 2000 arbeitenden
Subkommission der SGGG zur Thematik Spi-
täler, Ärzte und Industrie liess erkennen, dass
Spitäler und Ärzte in der Schweiz zwar von sich
aus für Transparenz sorgen können. Es geht aber

letztlich um wesentlich mehr. Lisa A. Bero hat
1999 in einem Editorial im British Medical Jour-
nal dargelegt, dass die Offenlegung von wirt-
schaftlichen Beziehungen hilft, aber nicht ein
Allheilmittel ist: «Disclosure helps – but is not a
panacea».4 Es geht also auch um die Finanzie-
rungsmechanismen selbst, die auch dann noch ein
Beeinflussungspotential enthalten, wenn sie
bekannt sind. Dies ist keine neue Erkenntnis.
Schon Montesquieu hat seinen Überlegungen
zur Gewaltenteilung die Idee einer tatsächlichen
Entflechtung von Interessen zugrunde gelegt,
und nicht «nur» das Prinzip der Transparenz.

Nicht die Spitäler und die Ärzte, sondern nur
die Gesellschaft und insbesondere der Gesetz-
geber können die Finanzierungsmechanismen
im Gesundheitswesen ändern. Es ist deshalb
angezeigt, den Fächer zu öffnen und zu zeigen,
welche rechtlichen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen für die Beziehungen zwischen
Medizin und Industrie entscheidend sind.

Zum gesellschaftlichen Umfeld

«There’s no such thing as a free lunch»5, nichts
ist wirklich gratis. Geld des Staates wirkt, und
Geld der Wirtschaft wirkt. Dies gilt auch ausser-
halb der Medizin. Es erscheint deshalb sinnvoll,
eingangs das gesellschaftliche Umfeld darzule-
gen. Wir können so besser verstehen, was in der
Medizin in den letzten Jahren geändert hat, und
welche Fragen sich auch, aber nicht nur in der
Medizin für die Zukunft stellen.

Die letzten Jahre waren international ge-
kennzeichnet von der Infragestellung des Service
Public und generell der Rolle eines starken
Staates. Privates Geld regiert die Welt – offenbar
noch mehr als früher. Der Exitus von Enron und
Swissair und die Finanzierungsengpässe der
Expo haben nun aber in den letzten Monaten
klargemacht, dass ein neues Gleichgewicht
zwischen Staat und Wirtschaft gesucht werden
muss. Es dürfte nützlich sein, sich heute weniger
an die Rhetorik von Reagan zu erinnern, als viel-
mehr daran, dass unter seiner Präsidentschaft die
Staatsquote gar nicht gesenkt wurde …
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Finanzsektor
Arthur Andersen war bei Enron gleichzeitig als
Buchprüfer und Berater tätig. «Dabei hat nach
Ansicht vieler Kritiker die Angst, einen Gross-
kunden im lukrativen Beratungsgeschäft zu ver-
lieren, den Blick des Revisors bei der Prüfung der
Bücher schwer getrübt.»6 Bereits vor Enrongate
führte die geplatzte Technologiebörsenblase zu
einer Vertrauenskrise gegenüber den Finanzbe-
ratern.7 Bei Banken schielen die Anlageberater
zuweilen eher auf die Investmentabteilung der
eigenen Bank, und denken weniger an ihre
Anlagekunden.8 Auch «unabhängige» Finanz-
berater sind nicht immer unabhängig.9 Und bei
Sulzer-Medica-Aktien soll es kürzlich «merkwür-
dige Spiele» gegeben haben.10

Wahlen, Parteienfinanzierung,
Parlamentsbetrieb
Wer erhebliche Beiträge für die amerikanischen
Präsidentschaftswahlen zusammentrommelte,
konnte seit Jahrzehnten mit einem Regierungs-
oder Botschafterposten rechnen.11 Nach «Enron-
gate» hat der US-Senat nun aber eine Vorlage
über die Begrenzung von Wahlspenden ange-
nommen.12

Parteien- und Wahlkampffinanzierung ist
auch in der Schweiz ein Thema. Zurzeit wird um
die Finanzierung persönlicher Mitarbeiter für die
Schweizer Nationalräte gerungen.13 Und die Ber-
ner Stadtregierung will die Parteienfinanzierung
auf eine neue Basis stellen.14

Korruption in der öffentlichen Verwaltung
Die NZZ listete im November 2000 für die ver-
gangenen Jahre zehn Fälle von Amtsmissbrauch
oder Korruption in Zürich auf.15 Im Juli 200116

titelte sie hingegen einen Bericht des Kantons
Zürich zur Korruptionsanfälligkeit der Verwal-
tung mit «Unsere Leute sind integer» und buchte
den Hinweis von Finanzdirektor Huber, «bei
Exekutivmitgliedern gälten andere Massstäbe»,
unter Varia ab. Im April 2002 berichtet dieselbe
Zeitung von einer Tagung, an der National-
fondsstudien zur Korruption vorgestellt wur-
den17: Daniel Bircher schätze den «Vergabemiss-
brauch im Baubereich [auf] rund 5 Prozent der
Vergaben öffentlicher Aufträge.»18 Mark Pieth
sehe nicht das Milizsystem an sich als Problem.
«Verwerflich sei es aber, entliehene Macht zu
seinem persönlichen Nutzen zu missbrauchen.»

Der Beobachter titelte Mitte 2001 im Zusam-
menhang mit der Affäre Aliesch: «Wer Präsente
nimmt, hat plötzlich das Geschenk; die Korrup-
tion beginnt oft mit kleinen und grösseren
Geschenken für Politiker oder Mitarbeiter der
Verwaltung. Ein Drittel der Schweizer Kantone

hält es aber trotzdem nicht für nötig, diesen
heiklen Bereich gesetzlich zu regeln.»19

Der Schweizer Wirtschaftsminister hat per-
sönlich beim Swissair-Grounding etwa 150 000
Franken verloren.20 Ob exponierte Politiker bei
Amtsantritt ihre privaten Vermögensanlagen li-
quidieren oder mindestens an Dritte zur Verwal-
tung übertragen sollen, um «politische Insider-
geschäfte» zu vermeiden, wird in der Schweiz
noch nicht ernsthaft diskutiert.

Zur Genüge bekannt sind fragwürdige bis of-
fensichtlich korrupte Interessenbindungen aus
dem Ausland, von Japans Bevorzugung der eige-
nen Trainingsflugzeuge gegenüber den Pilatus-
Trainern21 über den Pharmakorruptionsskandal,
der den früheren italienischen Gesundheitsmi-
nister ins Gefängnis brachte22, bis zu Präsident
Chiracs Schloss in der Corrèze.24

Medien: Pressefreiheit, Offenlegung
der Zeitungsbesitzer und Inserentendruck
Die traditionell in der Bundesverfassung garan-
tierte Pressefreiheit meint seit jeher nicht die
Freiheit des Journalisten, sondern die seines Ver-
legers.28 Dabei verlangt das Schweizer Presse-
recht keine Offenlegung, wer die Zeitungsbesit-
zer sind.29 Diese sind ihrerseits auf den Goodwill
der Inserenten angewiesen, wie vor vielen
Jahren der bekannte Autoinserateboykott den
Tagesanzeiger spüren liess.

Wer in der Medizin industrieunabhängige
Meinungen lesen will, abonniert sich auf Pu-
blikationen wie die «pharma-kritik» von Etzel
Gysling. Und wer inserateunabhängige Zeitun-
gen konsumieren will, liest als Ergänzung zur
NZZ auch die WoZ – nur kostet die halt mehr als
andere Zeitungen. Der Anlageberaterkommentar
der NZZ trifft auch auf die Medien zu: «Je weni-
ger direkte Kosten zu zahlen sind, desto eher
muss der Kunde mit versteckten Kosten rech-
nen.»30

Universitätsförderungsgesetz des
Bundes: Drittmittel sind Subventions-
kriterium

Die Problematik von Drittmittelforschung, Uni-
versitätsgesetz und Korruptionsstrafrecht ist auch
in anderen Ländern ein Thema. Der österreichi-
sche Strafrechtler Prof. Dr. iur. Helmut Fuchs
hat dies anlässlich des «9. Einbecker Workshops»
der deutschen Gesellschaft für Medizinrecht
von September 2001 schlagend auf den Punkt
gebracht: «Richter, Bauamtsleiter und andere
Beamte der Hoheitsverwaltung haben ihre Auf-
gaben ohne jeden Blick auf Zuwendungen und
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auf den Einsatz von Mitteln Dritter zu erfüllen.
Dafür sind sie vom Staat angemessen zu entloh-
nen und auszustatten. Auch bei den Universitä-
ten könnte dies geschehen: Der Staat könnte das
Gehalt der Hochschullehrer verdoppeln und die
Institute mit jenen Mitteln versehen, die sie in
der Forschung international konkurrenzfähig
machen – und dafür im Gegenzug jede entgelt-
liche Nebentätigkeit und wegen der Gefahr einer
Abhängigkeit und Beeinflussung auch den Bezug
von Drittmitteln untersagen.

Derzeit ist aber genau das Gegenteil der Fall:
Die staatlichen Mittel werden immer weniger,
dafür werden die Universitäten und ihre Ange-
hörigen auf Drittmittel verwiesen. Diese Ent-
wicklung ist sehr zu bedauern, aber man wird sie
als Realität hinnehmen müssen. Dann darf man
aber auch nicht die strengen Verbote von Zu-
wendungen, die für einen Richter ohne Zweifel
angemessen sind, auf die immer mehr privat-
wirtschaftlich ausgerichteten Universitäten an-
wenden.

Die österreichischen Staatsanwaltschaften
und Strafgerichte haben sich soweit ersichtlich
bisher daran gehalten.»31

In der Schweiz ist es nicht anders. Dr. iur.
Michael Pfeifer,32 Basel, hat am selben Workshop
in Deutschland für unser Land kurz und knapp
festgehalten: «Krisen im Staatshaushalt führen
häufig zu radikalen Sparmassnahmen. Betroffen
sind regelmässig Leistungsempfänger im Berei-
che von Kultur, Bildung und Forschung. […] Da
die staatlichen Mittel völlig unzulänglich sind,
wäre die klinische Forschung international
schlicht ohne Drittmittelfinanzierung nicht
konkurrenzfähig.»33

Das Bundesgesetz über die Förderung der
Universitäten und über die Zusammenarbeit
im Hochschulbereich (Universitätsförderungs-
gesetz, UFG)34 vom 8. Oktober 1999 regelt in
Art. 15 die Bemessungsgrundsätze für die Bun-
desbeiträge. Abs. 3 lautet: «Für die Bemessung
des Anteils Forschung werden namentlich For-
schungsleistungen und die Akquisition von Dritt-
mitteln (Gelder aus dem Nationalfonds, den EU-
Projekten, der KTI sowie privaten und weiteren
öffentlichen Drittmitteln) berücksichtigt.»

In einfaches Deutsch übersetzt heisst dies,
dass dieses Gesetz die Möglichkeit oder Gefahr
schafft, dass je mehr Bundessubventionen flies-
sen, desto enger die Bindung der medizinischen
Fakultät an die pharmazeutische und Medizin-
produkteindustrie ist. There is no free lunch –
wer «Bundeslunch» erhalten will, tut gut daran,
vorher «Industrielunch» zu akquirieren.

Nun kann man fragen: Ist das denn so
schlimm? Eine klare Antwort hat kürzlich

Asmus Finzen, Psychiatrieprofessor in Basel, im
Deutschen Ärzteblatt gegeben: «Medizinische
Fakultäten sind in wachsendem Mass von der
Industrie abhängig. […] Das hat Folgen für die
Auswahl der Forschungsfelder, die Art der Pu-
blikation von Forschungsergebnissen, für das
Selbstverständnis der medizinischen Fakultäten
und die berufliche Sozialisation des Nachwuch-
ses. Wer viel Zeit für die bezahlte Prüfung von
neuen Arzneimitteln aufwendet, hat weniger
Zeit für andere Projekte, beispielsweise die For-
schung über Ursachen von Krankheiten und
deren Verlauf.»35

Doch nicht nur die Forschungs-, sondern
auch die Ausbildungsfinanzierung kann Medi-
zinstudenten und später junge Ärzte beein-
flussen. Finzen erinnert: «Für die Studenten der
Fünfziger- und Sechzigerjahre war dies die
vorklinische Studienliteratur, die wir für einen
bescheidenen Beitrag erwerben konnten. […]
Später, als Ärzte, schenkte man uns Bücher,
anfangs gut ausgestattete Eigenproduktionen,
wie die wissenschaftlichen Tabellen von Roche
[zutreffend wohl: von Ciba-Geigy; Anm. des
Autors36], die frühen Ausgaben von Pöldingers
Psychopharmakotherapie. […] Schliesslich ist es
vor allem der Dienstherr, der von Kugelschrei-
bern und Schreibblöcken profitiert und davon,
dass wir uns mittels der geschenkten Fachlitera-
tur auf dem Laufenden halten. Denn der Biblio-
theksetat ist ebenso schmal wie das Weiterbildungs-
budget.»37

Dass solche Zuwendungen der Industrie an
Ärzte und Ärztinnen in Weiterbildung zu inten-
siveren Kontakten mit Industrievertretern im
Spital führen, ist naheliegend. Solche Kontakte
können aber die Haltung gegenüber der Indu-
strie langfristig prägen – auch dann, wenn Arzt
oder Ärztin längst in der Praxis sind. McCormick
et al. haben diesen Einfluss in Kanada unter-
sucht: Sie verglichen die unterschiedliche Politik
zweier medizinischer Fakultäten, nämlich die
McMaster Universität und die University of
Toronto, mit den langfristigen Haltungen ihrer
ehemaligen Assistenten gegenüber Pharmaver-
tretern: «The multiple regression analysis shows
that the policy has an effect on posttraining
attitudes […].»38. Diese Studie hat allerdings
ausschliesslich die Haltungen, nicht aber das
Verschreibungsverhalten nach Praxiseröffnung
untersucht.

Dieselben Autoren erinnern übrigens zu Recht
daran, dass Werbung der Industrie auch segens-
reich für die Patienten sein kann, kennt doch die
Geschichte der Medizin nicht nur den Einsatz
von zuviel, sondern auch von zuwenig Medika-
menten: «We believe there are many circum-
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stances where effective and efficient strategies
involving pharmaceutical products are under-
utilized (eg treatment of hypertension in the
1970s, thrombolysis for acute myocardial
infarction in the 1980s, secondary prevention of
coronary artery disease by reducing cholesterol,
and anticoagulation for atrial fibrillation in the
1990s) where marketing by pharmaceutical com-
panies plays an important role in improving out-
comes for patients.» Und im Zusammenhang
mit der Problematik von HIV-positiven Blut-
spenden kamen in der Schweiz in den 80er Jah-
ren Patienten zu Schaden, weil der dank For-
schung und Industrie mögliche diagnostische
Fortschritt nicht zu schnell, sondern zu langsam
umgesetzt wurde. In diesem Fall wären im nach-
hinein alle froh gewesen, wenn Werbung der
Industrie früher ihren Einfluss auf die Medizin
entfaltet hätte.

Folgerung/Forderung
Soll der Industrieeinfluss auf die medizinische
Bildung zurückgedrängt werden, müssen die
Fakultäts- und Spitalbudgets unter anderem im
Bereich der Stellenpläne der Lehrenden39 und
der didaktischen Hilfsmittel (Bibliothek) aufge-
stockt werden.

Patentgesetz – Schnittstelle zwischen
öffentlichen und privaten Gütern

Über das Immaterialgüterrecht40 im allgemeinen
und insbesondere das Patentrecht wird definiert,
welche Forschung rückwirkend über Lizenzge-
bühren amortisiert werden kann, und welche
Forschungsresultate im Rahmen der akademi-
schen Freiheit frei zugänglich und benutzbar
sein werden. Frei zugängliche Resultate sind im
Sinne der Ökonomie ein sogenanntes öffent-
liches Gut. Öffentliche Güter sind diejenigen
Werte, an deren Vorhandensein alle interessiert
sind. Aber niemand ist bereit, für ein öffentliches
Gut wie beispielsweise saubere Luft oder eben
frei zugängliche medizinische Erkenntnisse frei-
willig einen Preis zu zahlen. «Who is Responsible
for the Common Good in a Competitive Mar-
ket?»41 Forschung, die später nicht über den
Patentschutz amortisierbar ist, kann nur die
öffentliche Hand finanzieren, sei es über die Uni-
versitätsbudgets oder den Nationalfonds. Eine
nennenswerte gesellschaftliche Debatte darüber,
wer im Zeitalter des Marktes für die Finanzierung
öffentlicher Güter zuständig sein soll, fehlt aber

für den Bereich des Gesundheitswesens in der
Schweiz bis heute vollständig. Wer ein aktuelles
Beispiel sucht, wird in der WoZ 17/2002 fündig:
Feinstaub in der Luft tötet mehr Menschen in der
Schweiz, als direkt durch Verkehrsunfälle ster-
ben. Der interviewte Epidemiologe Nico Künzli
kommentiert: «Es wurden in den letzten Jahren
für diese Forschung eigentlich nur noch Almo-
sen verteilt. Dies ist schade, da die Ausgangslage
in der Schweiz sehr gut wäre und die bisherige
Forschung einen weltweit anerkannten Beitrag
leistete.»42 Er tritt nächstens eine Professur in Los
Angeles an.

Das Patentrecht nimmt bisher aus sozialethi-
schen Gründen43 die «Verfahren der Chirurgie,
Therapie und Diagnostik» vom Schutzbereich
des Patentrechts aus.

Zurzeit ist eine Revision des Schweizer Pa-
tentgesetzes in Vernehmlassung. In Anlehnung
an die – umstrittene44 – EU-Richtlinie 98/44/EG
soll der Patentschutz auch im Bereich der medi-
zinischen Gentechnik ausgedehnt werden. Ab-
gesehen von der Frage, ob diese Revision über-
haupt wünschbar ist, interessieren im vorliegen-
den Zusammenhang die Auswirkungen auf
Forschungsfinanzierung und Spitalstrukturen.
Der FMH-Zentralvorstand hat in seiner Vernehm-
lassung vom 29. April 2002 festgehalten: «Die
Ausweitung des Patentschutzes wird im übrigen
auch zu einer voraussehbaren Änderung der For-
schungsfinanzierung führen. Der Anteil der priva-
ten Forschungsfinanzierung in den Spitälern
wird zu-, derjenige der öffentlichen Hand ab-
nehmen. Damit nimmt auch die Industrieabhän-
gigkeit der Spitäler noch einmal zu. Ist dies wün-
schenswert?» Zudem kann der steigende Anteil
industriefinanzierter Forschung auch Auswir-
kungen bis in die Spitalstrukturen haben und
damit die Weiterbildung der zukünftigen Chef-
ärzte kleinerer Spitäler gefährden. So hört man
seit Jahren hinter vorgehaltener Hand, dass der
schwere Stand der Allgemeinen Inneren Medizin
in den grossen Spitälern gegenüber ihren frühe-
ren Subspezialitäten nicht nur, aber auch damit
zusammenhängen dürfte, dass die Spezialgebiete
mehr private Forschungsgelder anziehen. 

Folgerung/Forderung
Die Revision des Patentgesetzes wird wegen des
Zusammenhangs mit der Frage der Forschungs-
finanzierung auch zum Lackmustest für die Frage
werden, wie ernst gemeint der politische Ruf
nach Entflechtung der Beziehungen zwischen
Ärzteschaft und Industrie ist.
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KVG: Forschung; Spitalbudgets, Tarife

Art. 49 Abs. 1 letzter Satz KVG verbietet die An-
rechnung von Kosten für Lehre und Forschung
im Rahmen der Tarifverträge mit Spitälern. Die-
ses Prinzip war in der KVG-Debatte 1991–1994
unbestritten. Ist es aber auch richtig, und wird es
überhaupt konsequent angewendet? Der FMH-
Zentralvorstand hat schon in seiner Stellung-
nahme zur KVG-Revision betreffend Spitalfi-
nanzierung am 21. April 1999 dazu aufgefordert,
diese Grundsatzentscheidung zu überdenken:
«Es wäre an der Zeit, die bisher tabuisierte Frage
der Beteiligung der Krankenversicherer an den
Kosten von Lehre und Forschung einer ernst-
haften Diskussion zuzuführen. Es ist in der Tat
nicht leicht einsehbar, dass die Krankenversi-
cherer bei Medikamenten und Medizinalpro-
dukten (Herzklappen, Prothesen, medizintech-
nische Untersuchungsgeräte wie CT und MRI
etc.) selbstverständlich über den Preis die Ent-
wicklungskosten übernehmen, nicht aber be-
züglich Lehre und Forschung. Diese kategorische
und unseres Erachtens nicht reflektierte Unter-
scheidung führt zunehmend dazu, dass sich die
Rahmenbedingungen für die Lehre und insbe-
sondere für die nicht produktezentrierte For-
schung verschlechtern: Es darf doch nicht sein,
dass in der Regel die Finanzierung einer Medika-
mentenstudie problemlos möglich ist, während
die Finanzierung von verhaltensorientierten
Forschungsstudien wie beispielsweise betreffend
optimale Patientenaufklärung auf nahezu un-
überwindliche Hindernisse stösst.»

Ich habe im November 1999 an einer Tagung
des Forums Gesundheitsrecht zum Thema «Wett-
bewerb im Gesundheitswesen» vorgeschlagen45:
«Auch für diese Frage wäre wünschenswert, Er-
fahrungen aus den Vereinigten Staaten mög-
lichst ohne Zeitverzug zu berücksichtigen. In
der Managed-Care-Debatte in den USA ist näm-
lich ansatzweise ein Umdenken festzustellen:
‹Although most managed care organizations are
not contributing much to the common good
over and above the health care they are paid
to deliver, there are exceptions. For instance,
Harvard Pilgrim Health Care, Boston, Mass,
allocates part of its revenue each year, even in
bad years, to its own foundation to support
teaching, research, and community service› [Es
folgen weitere Beispiele].»46

Wirksam, zweckmässig, wirtschaftlich:
wer zahlt die dafür nötigen Studien?
Die Artikel 32ff. des KVG verlangen, dass nur
wirksame, zweckmässige und wirtschaftliche Be-
handlungen auf Kosten der Sozialversicherung

durchgeführt werden. Analoge Bestimmungen
finden sich im UVG, im IVG und im MVG. So
einleuchtend das Prinzip ist, so oft wird doch
verkannt, wie sehr der Ruf nach wissenschaft-
lichen Beweisen letztlich die Industrieabhängig-
keit der Medizin und des Gesundheitswesens
vergrössern kann. «With the increasing impor-
tance of managed care, studies of cost-effec-
tiveness and cost-benefit analyses of pharma-
ceutical agents have become key factors in
health reimbursement decisions.»47 Belegt wer-
den kann aber nur, worüber geforscht wird. Ich
erinnere an Asmus Finzen: «Wer viel Zeit für die
bezahlte Prüfung von neuen Arzneimitteln auf-
wendet, hat weniger Zeit für andere Projekte,
beispielsweise die Forschung über Ursachen
von Krankheiten und deren Verlauf.»48 Und die
von der Industrie bezahlte Forschung neigt
eher dazu, einen positiven Wirkungsnachweis
anzunehmen als anderweitig bezahlte For-
schung49, 50: Diese Gefahr besteht bei Forschung
durch öffentliche Spitäler und durch Fakultäten,
und offenbar noch mehr beim Beizug von Con-
tract Research Companies (CRO): «Although
academic-industry drug trials have been tainted
by the profit incentive, they do contain the
potential for balance between the commercial
interests of industry and the scientific goals of
investigators. In contrast, trials conducted in the
commercial sector are heavily tipped toward in-
dustry interests, since for-profit CROs and SMOs,
contracting with industry in a competitive
market, will fail if they offend their funding
sources.»51

Insbesondere ist Forschung über den opti-
malen Einsatz von bereits zugelassenen Medika-
menten durchaus nicht immer durch die Indu-
strie finanzierbar, wie Brendan Delaney im De-
zember 2001 in einem Editorial im British Medi-
cal Journal am Beispiel einer revidierten Asthma-
guideline klargemacht hat: «The funding of this
work by healthcare agencies world wide is vital
in supporting this health service focus, because
the other major funder of research – the pharma-
ceutical industry – concentrates on developing
and testing new products, rather than establish-
ing the effectiveness of off patent or non-drug
interventions.»52

Auch für die Schweiz haben Prof. Dr. iur.
D. Sprumont und M.-L. Beguin vor kurzem auf das-
selbe Problem hingewiesen: «Il est ainsi difficile
de trouver un financement pour de telles re-
cherches qui touchent à des questions de santé
publique.»53

Der an sich berechtigte Ruf des Staates nach
Evidence-based Medicine muss also dazu führen,
dass Spitäler und Ärzte die notwendigen öffent-
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lichen Forschungsgelder zur Durchführung von
industrieunabhängigen Untersuchungen erhal-
ten.

Guidelines
«As doctors and the public become aware of con-
flicts of interest involving study bias, publication
bias, and industry gift giving they turn to cred-
ible non-profit organisations for sound medical
recommendation.»54 Auch in der Schweiz ken-
nen wir Bestrebungen der Politiker und Kassen-
chefs, die Schweizer Ärzte auf die Einhaltung von
Guidelines zu verpflichten. Leider unterstehen
klinische Guidelines ähnlichen Gesetzmässig-
keiten wie Forschungsuntersuchungen, wie die
Journalistin Jeanne Lenzer im BMJ vom 23. März
2002 am Beispiel einer Guideline der American
Heart Association von August 2000 zeigt, deren
Objektivität von der Canadian Association of
Emergency Physicians und von der American
Academy of Emergency Medicine in Frage ge-
stellt wird. «Leaders in emergency medicine are
raising significant scientific, ethical und imple-
mentation issues». Gemäss Lenzers Recherchen
hatten die meisten Teilnehmer des Panels der
American Heart Association wirtschaftliche Ver-
bindungen mit dem Genentech, dem Hersteller
des Medikaments Alteplase. Und der einzige
Panelteilnehmer mit abweichender Meinung
wurde von der Liste gestrichen.55 Zudem habe
die American Heart Association selbst gemäss
Lenzer von Genentech in der letzten Dekade
insgesamt 11 Mio. Dollar an Zuwendungen er-
halten.

Öffentliche Spitäler: «Der Bibliotheksetat
ist ebenso schmal wie das Weiterbildungs-
budget.»56

Aufgrund der langjährigen Tradition industrie-
finanzierter Fortbildungen und Kongresse ist im
ordentlichen Budget der öffentlichen Spitäler
nichts oder wenig vorgesehen für die Bezahlung
notwendiger ärztlicher Weiter- und Fortbildung
(Organisation von Veranstaltungen, Teilnahme-
kosten). Damit erweist sich die Industrieabhän-
gigkeit spitalärztlicher Weiter- und Fortbildung
letztlich auch als Resultat impliziter Tarifpolitik
(gegenüber den Sozialversicherungen) und im-
pliziter kantonaler Finanzpolitik.

Folgerung/Forderung
Der Ruf nach wirksamer, zweckmässiger und
wirtschaftlicher Medizin und nach Guidelines
führt zur Frage, ob die entsprechenden Untersu-
chungen nur von der Industrie – oder nicht auch
oder primär vom Staat und allenfalls auch durch
Sozialversicherer mitfinanziert werden sollten.

Und für die Kongressorganisations- und
-teilnahmekosten steht die Gesellschaft vor der
Frage, ob die Finanzierung durch die Industrie
lediglich transparent gemacht oder aber mate-
riell geändert werden soll, unter entsprechender
Aufstockung der Spitalbudgets und Spitaltarife
und Anpassung der Arzttarifstrukturen.

Heilmittelgesetz und Arzneimittel-
werbeverordnung

Gemäss Art. 33 Heilmittelgesetz (HMG) sollen
Arzt und Spital für die Medikamentenverschrei-
bung keine Rabatte oder Vergünstigungen erhal-
ten, die sie nicht an Patienten oder Versicherer
weitergeben. Angesichts der doch schon einige
Jahre zurückliegenden Herzklappenaffäre in
Deutschland ist es erstaunlich, dass dieselbe
Regelung nicht auch für Medizinprodukte ein-
geführt wurde. Letztlich dürften allerdings die
HMG-Bestimmungen einigermassen folgenlos
bleiben, weil gleichzeitig mit dem HMG das KVG
revidiert wurde. Wer Rabatte auf Medikamenten
oder Medizinprodukten nicht weitergibt, kann
aufgrund von Art. 59 KVG von der Behandlung
von KVG-Patienten ausgeschlossen werden.
Zudem riskiert er künftig nach Art. 92 KVG Ge-
fängnis bis zu sechs Monaten (diese Revision von
Art. 92 KVG ist noch nicht in Kraft, gilt aber im
Rahmen der laufenden zweiten KVG-Revision
als nicht umstritten).

Der gesetzgeberische Elan, den Einfluss der
Industrie im Bereich der Medikamentenver-
schreibung zurückzudrängen, ist jedoch in der
Arzneimittelwerbeverordnung vom 17. Oktober
2001 nicht mehr so klar erkennbar.57 Statt Mu-
sterpackungen rundweg abzuschaffen (wie dies
die FMH im Rahmen der HMG-Hearings vorge-
schlagen hatte), dürfen sie gemäss Art. 10 AWV
nur, aber immerhin «in kleiner Anzahl und auf
schriftliche Anforderung» abgegeben werden.

Was gilt gemäss HMG für die Finanzierung
der Fortbildungsveranstalter und -teilnehmer?
Das HMG äussert sich nicht ausdrücklich zu die-
ser Frage. Entscheidend für das Verständnis von
Art. 33 des Gesetzes ist deshalb das Votum, das
Ständerätin Beerli am 27.9.2000 als Kommis-
sionssprecherin in der Differenzbereinigung ab-
gegeben hat: «Ihre Kommission hat sich aus-
führlich mit den vom Nationalrat neu einge-
führten Absätzen 2 und 3 von Artikel 33 befasst.
Sie liess namentlich von der Verwaltung ab-
klären, was unter ‹geldwerten Vorteilen von be-
scheidenem Wert› zu verstehen ist. Artikel 33
entspricht dem bisherigen Recht der IKS, wel-
ches mit den Bestimmungen des europäischen
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Rechtes kompatibel ist. Ziel der Norm ist es, dass
die zur Verschreibung und Abgabe berechtigten
Personen ihre Aufgabe absolut objektiv erfüllen
können. Sie dürfen keinen direkten oder in-
direkten finanziellen Anreizen ausgesetzt sein.
Wie viel im Einzelfall als bescheiden im Sinne
von Absatz 3 Litera a gewertet werden kann, ist
schwer in absoluten Zahlen auszudrücken und
muss anhand der konkreten Umstände ent-
schieden werden. Soweit nötig, kann Absatz 3
durch den Bundesrat im Ausführungsrecht kon-
kretisiert werden. In Anlehnung an die straf-
rechtliche Praxis des Bundesgerichtes, wonach
geringfügige Vermögensdelikte solche mit
einem Deliktbetrag bis 300 Franken sind, kann
davon ausgegangen werden, dass bei der Gratis-
abgabe von Waren in der Regel dann nicht mehr
von einem bescheidenen Wert gesprochen wer-
den kann, wenn deren Wert den Betrag von 300
Franken pro Firma und pro Arzt pro Jahr über-
steigt. Nicht anwendbar ist diese Analogie für die
Einladung zu Kongressen. Es wird in diesem Fall zu
prüfen sein, inwieweit der Aufwand für die Gast-
freundschaft vertretbar und dem Hauptzweck unter-
geordnet ist.»58 Der Ständerat hat stillschweigend
zugestimmt.

Wie ist diese Passage zu verstehen? Die Bera-
tungen in den vorberatenden Kommissionen des
Parlaments sind zwar für die Rechtswissenschaft
und die Rechtsanwendung zugänglich, müssen
aber vertraulich behandelt werden. Aus ihnen
darf insbesondere nicht öffentlich zitiert wer-
den. Hintergrund und Bedeutung des Votums
von Frau Ständerätin Beerli können deshalb
hier nur in grossen Zügen dargelegt werden: In
der Differenzbereinigung hat die Ständerats-
kommission die Frage der Geschenke und der
Kongressfinanzierung eingehend diskutiert und
auch einen Ergänzungsbericht der Bundesver-
waltung erstellen lassen. Die Diskussion in der
Kommission führte zum Ergebnis, mit dem
HMG solle die bisherige Regelung der IKS zur
Fortbildungsfinanzierung weitergeführt werden.
Finanzielle Unterstützung der Kongressteilneh-
mer durch die Industrie wird also auch künftig
nicht grundsätzlich verboten oder betragsmässig
begrenzt; entscheidend ist einzig, dass die eigent-
liche Fortbildung klar im Vordergrund ist und
der Aufwand für die «Gastfreundschaft» vertret-
bar bleibt. Das zitierte Votum von Ständerätin
Beerli fasste diese Kommissionsberatungen für
die Öffentlichkeit zusammen.

Folgerichtig hat der Bundesrat in Art. 11 der
Arzneimittelwerbeverordnung59 vom Oktober
2001 keine Obergrenze für die Finanzierung
der Fortbildungsteilnahme als solche festgelegt,
sondern verlangt nur, aber immerhin Zurückhal-

tung beim Rahmenprogramm: «Der Repräsenta-
tionsaufwand im Zusammenhang mit wissen-
schaftlichen Kongressen oder Promotionsveran-
staltungen muss in einem vertretbaren Rahmen
bleiben und in Bezug auf den Hauptzweck der
Veranstaltung von untergeordneter Bedeutung
sein.» Für den kritischen Betrachter stellt sich
allerdings die Frage, welchen Nutzen für das Ge-
sundheitswesen der Bundesrat in «Promotions-
veranstaltungen» erkennt, die nicht wissen-
schaftliche Kongresse sind.

Folgerung/Forderung
Die Inkonsistenzen zwischen HMG und KVG in
der Rabattfrage sollten behoben werden.

Ob es wirklich sinnvoll ist, dass die Industrie
auch künftig Gratismuster abgeben kann, wäre
allenfalls erneut zu überlegen.

Im Zusammenhang mit der vorliegend inter-
essierenden Fortbildungsfinanzierung stellt sich
schliesslich die Frage, ob die mit dem HMG von
den IKS-Werbevorschriften übernommene libe-
rale Regelung weitergeführt werden soll oder
ob Gesetzgeber, Politik und Gesellschaft künftig
einer industrieunabhängigeren Finanzierung
der Fortbildungen (beispielsweise ganz oder
teilweise via Einrechnung der Teilnahmekosten
in die Tarife) den Vorzug geben möchten.

Personalgesetze des Bundes und der
Kantone und das revidierte Korruptions-
strafrecht

Das revidierte Korruptionsstrafrecht im Strafge-
setzbuch wirft für die praktische Umsetzung
viele Fragen auf (auch wenn die Kommission der
SGGG im Frühjahr 2001 versucht hat, eine
möglichst praktikable Handlungsanleitung für
die öffentlichen Spitäler zu geben60). So hat die
NZZ einen im November 2000 von der OSEC61

und Transparency International organisierten
Workshop mit dem Titel kommentiert «Nebliges
zu nebligen Zahlungen»: «Den Humor von Mark
Pieth, Rechtsprofessor an der Universität Basel
und Präsident der OECD-Kommission gegen
Korruption im internationalen Geschäftsver-
kehr, der sich als ‹bad guy› vorstellte, ‹der Ihnen
nun das Fürchten lehren sollte›, fanden deshalb
im Publikum bei weitem nicht alle lustig. […]
Schnell zeigten sich die im Gesetz unklar geblie-
benen Graubereiche. Etwa bei der Definition
des sogenannten Amtsträgers; zu ihm zählt auch
der private Ingenieur, der für einen öffentlichen
Bau tätig ist. Nebulös abgegrenzt bleibt auch die
zulässige Untergrenze für Präsente im Geschäfts-
verkehr. Pieth sprach von einem mehrstufigen
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Filtersystem – ‹keinesfalls wasserdicht›. Für die
mehrheitlich in kleinen oder mittleren Export-
firmen tätigen Zuhörer, deren Unternehmen
sich keinen juristischen Mitarbeiterstab leisten
können, bot dies leider wenig an konkreter Hil-
festellung.»62

Die Wurzeln des Problems mit dem revidier-
ten Korruptionsstrafrecht liegen aber tiefer, wie
der vor kurzem emeritierte Berner Strafrechts-
professor Gunther Arzt vor einem Jahr dargelegt
hat.63 Er erinnert an die «klassische Vorstellung
vom Beamten, der in einem besonderen Treue-
verhältnis zum Staat als Dienstherrn steht. Aus
der Perspektive des Bürgers ist der Beamte be-
sonders vertrauenswürdig. […] ‹Wem Gott ein
Amt gibt, gibt er auch Verstand› und – wie dieser
Volksweisheit hinzuzufügen ist – Ehrlichkeit.»64

Diese Rechnung geht aber nicht mehr auf,
denn «heute [ist] das besondere Treueverhältnis
zwischen Staat und Staatsdiener dienstrechtlich
entweder schon von gestern, oder es wird dem-
nächst Vergangenheit sein. Der Bund, der (wie
schon die Kantone, allen voran Bern) alles tut,
um ‹Privilegien› seiner Beamten abzubauen; der
Bund, der sich als moderner normaler Arbeit-
geber verstehen möchte und seine Angestellten
wie in der Wirtschaft üblich behandelt (von der
Arbeitszeitkontrolle über die Kündigung bis zum
Streikrecht); dieser Bund kann von seinen Be-
amten nicht mehr an Treue erwarten als jeder be-
liebige Arbeitgeber von seinen Angestellten. […]
Neuere Dissertationen [sind] etwas ratlos, ob sie
sich mehr über den Wandel wundern sollen oder
über den Versuch des Gesetzgebers, eben diesen
Wandel zu ignorieren. So heisst es in einer Zür-
cher Dissertation von 1999: ‹Das Beamtenethos
– ein Merkmal des Idealtypus des Bürokratiemo-
dells von Max Weber – findet im NPM65 keinen
Platz mehr […] Gerade das Beamtenethos spielt
bei der Korruptionsbekämpfung die zentrale
Rolle.›»66

Was im Hinblick auf das Korruptionsstraf-
recht amtliche Tätigkeit ist, müsste deshalb
gemäss Arzt differenziert beantwortet werden.
«Ist eine Tätigkeit amtlich, die genauso gut oder
besser privatisiert werden würde, ist ein straf-
rechtlicher Schutz einer solchen Tätigkeit bloss
deshalb, weil sie formell amtlich vorgenommen
wird, geradezu absurd.»67 Gemäss Botschaft des

Bundesrats zum Korruptionsstrafrecht soll gel-
ten: «Die Rechtsform alleine kann nicht zum
Ausschluss der strafrechtlichen Beamteneigen-
schaft führen»68 – Prof. Arzt fragt: «Wie sollte die
‹Rechtsform alleine› sie begründen können?»69

Prof. Arzt hat recht, aber seine kritische
Haltung wird von der wohl herrschenden Lehre
und würde voraussichtlich auch vom Richter
nicht geteilt. Das revidierte Korruptionsstraf-
recht wird deshalb auch auf die Spitalmitarbei-
ter angewendet werden, deren Institution «ge-
nauso gut oder besser privatisiert werden würde»
– aber eben nicht privatisiert worden ist.

Wenigstens sind wir noch nicht soweit wie
Deutschland: Dort sollen auf gesetzlichem Weg
die Gehälter der Professoren vom Umfang der
von ihnen hereingeholten Industriegelder ab-
hängig werden. Die Deutsche Gesellschaft für
Medizinrecht hat dazu im September 2001 fest-
gehalten: «Damit kann die Privatwirtschaft
künftig unmittelbar auf die Besoldung der Pro-
fessoren als Inhaber öffentlicher Ämter Einfluss
nehmen. Auf diese Weise wird die Neutralität der
Amtsträger bei der Dienstausübung nachhaltig
gefährdet. […] Dies ist mit der vom Gesetzgeber
mit dem Gesetz zur Bekämpfung der Korruption
verfolgten Intention nicht zu vereinbaren. Es
bedarf daher dringend einer Korrektur dieser
besoldungsrechtlichen Neuregelungen.»70

Folgerung/Forderung
«Die Strafdrohung setzt Vertrauen voraus, sie
schafft es nicht.»71 Bund und Kantone sollten
alle Massnahmen prüfen, die geeignet sind, die
«klassische Vorstellung vom Beamten, der in
einem besonderen Treueverhältnis zum Staat als
Dienstherrn steht»,72 zu reanimieren: Wieder-
einführung des Beamtenstatus, generell Verbes-
serung der Arbeitsplatzsicherheit und Arbeits-
platzqualität im Service public.

Und für die Besetzung von Chefarztpositio-
nen sollte der Kriterienkatalog – spätestens nach
der missglückten Berufung von Professor G.
in Zürich – überprüft werden: Wieviel Gewicht
soll auf Publikationen, akademische Titel und
das Hereinholen von Drittmitteln der Industrie
gelegt werden – und wieviel auf klinische Kom-
petenz, Lehrbefähigung und Dienstleistungs-
ethos?
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